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Vorwort 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Genossinnen und Genossen, 

 

mit dem in dieser Woche beschlossenen Bundesteilhabegesetz hat der Deutsche Bundestag die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen gestärkt. Im steten Austausch mit den Sozialpartnern und 

durch die vielen Eingaben aus der Bevölkerung ist ein Gesetz entstanden, dass Menschen mit 

Behinderungen ein selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Leben ermöglicht. Nach den 

Pflegestärkungsgesetzen (PSG) I und II kommt nun das PSG III mit Regelungen für bessere Pflegebe-

ratung in den Kommunen sowie besserem Schutz gegen betrügerische Pflegedienste.  
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Erhalt vor Neubau ist die Richtschnur für den diese Woche beschlossenen Bundesverkehrswegeplan, 

der Investitionen in Straße, Schiene und Wasserstraße bis 2030 regelt. Mit den Beschlüssen zur 

Rekommunalisierung der Energienetze und zum Bundesfernstraßenmautgesetz erhalten Kommunen 

mehr Rechtssicherheit bei Netzübernahme bzw. wird die LKW-Maut auf alle Bundesstraßen 

ausgeweitet. Die beschlossene Neufassung des Luftsicherheitsgesetzes dient dem Schutz des zivilen 

Luftverkehrs, etwa vor Anschlägen. 

 

Zwei SPD-Konferenzen widmeten sich zum einen dem Austausch mit Personal- und Betriebsräten aus 

dem Bundesgebiet und zum anderen der zukünftigen Entwicklung von Fachhochschulen. Das 

dieswöchige Ausschussfachgespräch diente dem Austausch mit Experten über den Stand der Bildung 

in Deutschland. Im Gespräch mit dem Studentenwerk standen die Belange für Studierenden im 

Mittelpunkt, vor allem der Mangel an bezahlbaren Wohnungen sowie die Studienfinanzierung. 

 

Der Netzwerkabend am Donnerstag thematisierte die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik und 

beim Gesprächstermin mit dem Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) sprachen wir mit 

ausländischen Professoren über transnationale Bildung „Made in Germany“. Ich berichte auch 

darüber, wie wir die berufliche Bildung für die Ausbilder und Azubis reformieren wollen. Jedoch 

blockiert das Bildungsministerium die Reform seit Monaten, zu allem Überfluss völlig grundlos. Nach 

dem Beschluss zum Leistungsanspruch nach SGB sind Sozialleistungen für EU-Bürger vorrangig im 

Herkunftsland zu beantragen. Neu beschlossene marktordnungsrechtliche Vorschriften ermöglichen 

die Hilfe für deutsche Milchbauern mit EU-Mitteln. 

 

Viele Schulklassen sowie Bürgerinnen und Bürgern aus dem Wahlkreis besuchten mich seit Anfang 

2016 – insgesamt fast 1.000 Personen. Ein beeindruckendes Zeichen für das große Interesse an 

Bundespolitik, Bundestag und der Arbeit der Abgeordneten. Auch weiterhin sind Interessierte 

eingeladen, mich im Bundestag auf ein Gespräch zu besuchen. 

 

Ich wünsche Ihnen und euch einen besinnlichen zweiten Advent und eine angenehme Lektüre. 

 

Martin Rabanus, MdB 
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Mehr Selbstbestimmung und Eigenverantwort-
lichkeit – neues Bundesteilhabegesetzt kommt 
 

 

Mit dem Bundesteilhabegesetz, das wir diese 

Woche im Deutschen Bundestag beschlossen 

haben, setzen wir eine der größten 

sozialpolitischen Reformen dieser Legislatur-

periode um. 

 

Ziel dieses Gesetzes ist es, Menschen mit 

Behinderungen aus der sozialen Nische der 

Bedürftigkeit herauszuholen. Sie sollen im 

Geiste der UN-Behindertenrechtskonvention 

ein selbstbestimmtes und eigenverantwort-

liches Leben führen können. Um das zu 

erreichen, trennen wir Fachleistungen der 

Eingliederungshilfe klar von den Leistungen 

zum Lebensunterhalt. Damit sind entschei-

dende Verbesserungen für die rund 700.000 

Menschen, die Leistungen der Eingliederungs-

hilfe beziehen, verbunden. 

Auf die Kritik der Behindertenverbände am 

ersten Entwurf haben wir reagiert. Mit 68 

Änderungsanträgen haben wir entscheidende 

Verbesserungen am Gesetzentwurf der 

Bundesregierung vorgenommen. 

Der Zugang zur Eingliederungshilfe wird nicht, 

wie von den Verbänden befürchtet, einge-

schränkt. Die geplante Regelung, welche 

bestimmt, wer Eingliederungshilfe berechtigt 

ist und wer nicht, wird zunächst wissen-

schaftlich evaluiert und in einem zweiten 

Schritt modellhaft in allen Bundesländern 

erprobt. Damit stellen wir sicher, dass die 

Verbesserungen des Gesetzes tatsächlich auch 

bei den betroffenen Menschen ankommen. 

Auf der Grundlage gesicherter Daten wird 

dann eine neue Regelung zum 1.1.2023 in 

Kraft treten. Bis dahin bleibt es bei der heute 

geltenden Zugangsregelung. 

 

Zukünftig werden Einkommen und Vermögen 

im Sinne der Betroffenen besser be-

rücksichtigt. Bereits ab 2017 sollen die 

Freibeträge für Erwerbseinkommen um bis zu 

260 Euro monatlich erhöht werden. Die 

Vermögensfreigrenze wird verzehnfacht und 

wird dann bei 27.600 Euro liegen. In einem 

zweiten Schritt wird die Freigrenze 2020 auf 

rund 50.000 Euro angehoben. Partnerein-

kommen und -vermögen werden dabei nicht 

mehr angerechnet. So erhalten Menschen mit 

Behinderungen und ihre Angehörigen mehr 

finanziellen Spielraum und das „faktische 

Heiratsverbot“ für viele Menschen mit 

Behinderungen wird aufgehoben. Auch die 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 

am ersten Arbeitsmarkt wird durch die 

Einführung eines Budgets für Arbeit 

verbessert. Durch mehr Ansprüche auf 

Freistellungen und Fortbildungen stärken wir 

zudem die Rechte der Schwerbehinderten-

vertretungen. Die Werkstatträte erhalten in 

wichtigen Angelegenheiten künftig erstmals 

ein Mitbestimmungsrecht. 
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Wer aus der Werkstatt auf den ersten 

Arbeitsmarkt wechseln möchte, wird künftig 

von dem neuen „Budget für Arbeit“ profi-

tieren. Aus diesem erhalten Arbeitgeber einen 

Lohnkostenzuschuss von bis zu 75 Prozent des 

ortüblichen Lohnes, wenn sie einen 

schwerbehinderten Arbeitnehmer einstellen. 

Wer wieder zurück in die Werkstatt möchte, 

verliert seine rentenrechtliche Absicherung 

nicht. Der Koalition war es besonders wichtig, 

das Arbeitsförderungsgeld für die 300.000 

Beschäftigten in Werkstätten auf 52 Euro zu 

verdoppeln. Zudem wird der Vermögens-

freibetrag für Menschen, die nicht erwerbs-

fähig sind und Leistungen der Grundsicherung 

beziehen, von derzeit 2.600 auf 5.000 Euro 

angehoben – hiervon profitieren zum Beispiel 

Werkstattbeschäftigte und Bezieher der 

Blindenhilfe. Zudem werden die neuen 

Leistungen für Bildung auch für den Besuch 

weiterführender Schulen sowie für schulische 

berufliche Weiterbildung gelten. Selbstbe-

stimmtes Wohnen hat für die Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben herausragende 

Bedeutung. Dazu wurden die Regelungen zur 

Beachtung der Besonderheiten jedes Einzelfalls 

deutlich geschärft. Jeder und jede Betroffene 

soll im Rahmen der Angemessenheit und 

Zumutbarkeit selbst entscheiden können, wie 

oder mit wem er lebt. Leistungen der Pflege 

und der Eingliederungshilfe werden auch in 

Zukunft nebeneinander gewährt. Es wird 

gesetzlich festgeschrieben, dass es keinen 

Vorrang der Pflege vor der Eingliederungshilfe 

geben wird. 

Pflegestärkungsgesetz III verbessert Service und 
schützt besser vor Betrug im Pflegewesen 
 

 

Nachdem wir bereits mit den ersten beiden 

Pflegestärkungsgesetzen die Situation der 

Pflegebedürftigen und der Angehörigen mit 

verbesserten Leistungen in der Höhe von 

insgesamt 5 Milliarden Euro pro Jahr  erheblich 

verbessert haben, wollen wir mit dem dritten 

Pflegestärkungsgesetz (PSG III) vor allem die 

Beratung und Versorgung in den Kommunen 

verbessern.  

 

Mit dem PSG III sollen in erster Linie die 

Empfehlungen der Bund-Länder-AG zur 

Stärkung der Rolle der Kommunen in der 

Pflege umgesetzt werden. Zum einen geht es 

um die Verbesserung der Steuerung, 

Kooperation und Koordination von Beratung 

und Pflege in den Kommunen, um die 

Sicherstellung der Versorgung, um sogenannte 

niedrigschwellige Angebote und um die 

Pflegeberatung.  

 

Städte und Gemeinden sollen künftig auf 

Initiative der Landkreise und kreisfreien Städte 

neue Beratungsstrukturen erproben dürfen. 

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen sollen 

in kommunalen Modellvorhaben eine Beratung 

aus einer Hand zu allen Leistungen zukommen, 

die sie in Anspruch nehmen können.  
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Die Landesverbände der Pflegekassen werden 

verpflichtet, gemeinsam und einheitlich mit 

dem zuständigen Sozialhilfeträger ent-

sprechende Vereinbarungen zu schließen, auch 

über das Personal, die Finanz- und Sachmittel, 

die die Pflegekassen beisteuern müssen.  

 

Ebenso sollen Landkreise und kreisfreie Städte 

ein Initiativrecht zur Errichtung von Pflege-

stützpunkten erhalten. Solche Pflegestütz-

punkte, in denen Pflegebedürftige und deren 

Angehörige eine umfassende Betreuung 

erhalten, sind in unseren Landkreisen bereits 

bei der Kreisverwaltung angesiedelt. Die 

Pflegekassen werden verpflichtet, an den 

Pflegestützpunkten mitzuwirken und ebenfalls 

entsprechende Rahmenverträge zu schließen.  

 

Pflegedienste, die ausschließlich Leistungen 

der häuslichen Krankenpflege im Auftrag der 

Krankenkassen erbringen, sollen zukünftig 

regelmäßig von den Qualitäts- und 

Abrechnungsprüfungen durch den Medizini-

schen Dienst der Krankenversicherung (MDK) 

erfasst werden. In Stichproben werden bei den 

MDK-Prüfungen von Pflegediensten nun auch 

Personen einbezogen, die allein Leistungen der 

häuslichen Krankenpflege erhalten, da es in 

der Vergangenheit bei manchen Pflege-

diensten Unregelmäßigkeiten gab. 

Hessens Anteil am Bundesverkehrswegeplan 
2030 kann sich sehen lassen 
 

 

Der Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) 

wird den Bedürfnissen Hessens gerecht. 

Hessen ist nicht nur für Deutschland, sondern 

für ganz Europa ein wichtiges Transitland. 

Daher ist es angemessen, wenn zukünftig rund 

700 Mio. Euro jährlich für den Bau von 

Bundesfernstraßen nach Hessen fließen.  

Nun muss die Landesregierung sicherstellen, 

dass die Gelder des Bundes auch tatsächlich 

für den Bundesfernstraßenbau zum Einsatz 

kommen. Leider hinkt die Ausplanung von 

Projekten seit Jahren dem Angebot an 

Bundesmitteln hinterher. Die Landesregierung 

muss hier umgehend dafür sorgen, dass 

zumindest so viele Projekte fertig geplant 

werden, dass auch alle für das Jahr 

bereitgestellten Bundesgelder abgerufen 

werden können. Noch besser wäre es, einen 

Fundus fertig geplanter Projekte aufzubauen, 

der es Hessen ermöglichen würde, auch 

Restmittel gezielt für seine hohen Bedarfe an 

Bundesfernstraßen zu verwenden.  

Deshalb fordert die SPD-Bundestagsfraktion 

eine Übertragung der Planungen auf eine 

Bundesfernstraßengesellschaft. Nicht um einer 

möglichen Privatisierung Vorschub zu leisten, 

die lehnen wir klar ab, sondern um eine zügige 
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und effiziente Verbauung der vorhandenen 

Bundesmittel sicherzustellen.  

Neben den Geldern für den Ausbau von 

Bundesfernstraßen freuen sich die hessischen 

SPD-Bundestagsabgeordneten zusammen mit 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie 

vielen Landräten über zahlreiche neue 

Ortsumgehungen, die zu einer deutlichen 

Reduzierung der Lärmbelastung vieler 

Bürgerinnen und Bürger beitragen werden.  

Auch für den Ausbau der Schienenwege in 

Hessen wurden im Bundesverkehrswegeplan 

2030 ausreichende Mittel bewilligt. Dies 

unterstreicht die Bedeutung Hessens als 

wichtiges Transitland für Personen und Güter. 

Daneben wird damit auch ein 

umweltpolitischer Auftrag umgesetzt, der eine 

Verlagerung eines Teils des Gütertransports 

von der Straße auf die Schiene zum Ziel hat. 

Nun muss sich das Land verstärkt für die 

Finanzierung und den Ausbau der Schienen-

wege engagieren, etwa beim Ausbau des 

Knotens um Frankfurtoder dem Ausbau der 

Strecke Fulda-Hanau. Mit einem nach 

Abschluss des parlamentarischen Verfahrens 

beschlossenen Anteil von 11,9 Prozent an den 

Investitionen für Aus- und Neubauprojekte im 

Bereich Bundesfernstraßen liegt Hessen 

zusammen mit Bayern, Nordrhein-Westfalen, 

Niedersachsen und Baden-Württemberg auf 

den vordersten Plätzen. Jetzt gilt es die 

Verhandlungserfolge zum BVWP 2030 für 

Hessen möglichst rasch in konkrete Projekte 

umzusetzen. 

 

Kommunen erhalten mehr Sicherheit bei 
Rekommunalisierung der Energienetze 
 

 

Die Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

ist eine Vereinbarung aus dem Koalitions-

vertrag: Zukünftig soll es mehr Rechtssicher-

heit geben, wenn Kommunen die Energie-

versorgungsnetze in kommunale Hand 

übernehmen wollen. Auch zukünftig müssen 

Energieleitungen durch ein Wettbewerbs-

verfahren alle 20 Jahre zwischen Energiever-

sorgungsunternehmen wechseln können. 

Allerdings werden die Belange der örtlichen 

Gemeinschaften als Auswahlkriterium für 

Vergabeverfahren aufgenommen und damit 

die Interessen der Kommunen gestärkt. Ein 

einheitliches Bewertungsverfahren soll 

Streitigkeiten über den Netzkaufpreis 

reduzieren; von diesem kann zwischen den 

Vertragsparteien nur einvernehmlich abge-

wichen werden. Schließlich müssen am 

Bieterverfahren beteiligte Unternehmen 

künftig schon während des Verfahrens auf 

Rechtsfehler hinweisen. Das erhöht die Rechts-

sicherung die Qualität der Verfahren. In einem 

Änderungsantrag wir den Streitwert für 

Verfahren auf Erlass einer einstweiligen 

Verfügung zur Überprüfung von 

Konzessionsverfahren auf 100.000 Euro 

begrenzen. 
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LKW-Maut wird auf alle Bundesstraßen ausge-
weitet – Mehreinnahmen für Straßenbau  
 

 

Der Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) 

wird den Bedürfnissen Hessens gerecht. 

Hessen ist nicht nur für Deutschland, sondern 

für ganz Europa ein wichtiges Transitland. 

Daher ist es angemessen, wenn zukünftig rund 

700 Mio. Euro jährlich für den Bau von 

Bundesfernstraßen nach Hessen fließen.  

Nun muss die Landesregierung sicherstellen, 

dass die Gelder des Bundes auch tatsächlich 

für den Bundesfernstraßenbau zum Einsatz 

kommen. Leider hinkt die Ausplanung von 

Projekten seit Jahren dem Angebot an 

Bundesmitteln hinterher. Die Landesregierung 

muss hier umgehend dafür sorgen, dass 

zumindest so viele Projekte fertig geplant 

werden, dass auch alle für das Jahr 

bereitgestellten Bundesgelder abgerufen 

werden können. Noch besser wäre es, einen 

Fundus fertig geplanter Projekte aufzubauen, 

der es Hessen ermöglichen würde, auch 

Restmittel gezielt für seine hohen Bedarfe an 

Bundesfernstraßen zu verwenden.  

Deshalb fordert die SPD-Bundestagsfraktion 

eine Übertragung der Planungen auf eine 

Bundesfernstraßengesellschaft. Nicht um einer 

möglichen Privatisierung Vorschub zu leisten, 

die lehnen wir klar ab, sondern um eine zügige 

und effiziente Verbauung der vorhandenen 

Bundesmittel sicherzustellen.  

Neben den Geldern für den Ausbau von 

Bundesfernstraßen freuen sich die hessischen 

SPD-Bundestagsabgeordneten über zahlreiche 

neue Ortsumgehungen, die zu einer deutlichen 

Reduzierung der Lärmbelastung beitragen 

werden. In unserem Wahlkreis betrifft dies die 

Ortsumgehungen in Waldems/Esch, Schlan-

genbad/Wambach, Idstein/Eschenhahn sowie 

die Teilortsumgehung in Rüdesheim – all diese 

Vorhaben sind im aktuellen BVWP 2030 in den 

vordringlichen Bedarf eingestuft.  

Auch für den Ausbau der Schienenwege in 

Hessen wurden im BVWP 2030 ausreichende 

Mittel bewilligt. Dies unterstreicht die 

Bedeutung Hessens als wichtiges Transitland 

für Personen und Güter. Daneben wird damit 

auch ein umweltpolitischer Auftrag umgesetzt, 

der eine Verlagerung eines Teils des 

Gütertransports von der Straße auf die Schiene 

zum Ziel hat. 

Nun muss sich das Land verstärkt für die 

Finanzierung und den Ausbau der Schienen-

wege engagieren, etwa beim Ausbau des 

Knotens um Frankfurtoder dem Ausbau der 

Strecke Fulda-Hanau. Mit einem be-

schlossenen Anteil von 11,9 Prozent an den 

Investitionen für Aus- und Neubauprojekte im 

Bereich Bundesfernstraßen liegt Hessen 

zusammen mit Bayern, Nordrhein-Westfalen, 

Niedersachsen und Baden-Württemberg auf 

den vordersten Plätzen. Jetzt gilt es die 

Verhandlungserfolge rasch in konkrete Pro-

jekte umzusetzen. 
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Zivile Luftfahrt wird durch Beschluss des Luftsi-
cherheitsgesetzes sicherer 
 

 

Das Gesetz, über das wir in dieser Woche 

abschließend beraten haben, sieht eine 

Änderung des nationalen Luftsicherungsrechts 

vor, um Änderungen im europäischen 

Rechtsrahmen Rechnung zu tragen. 

Gleichzeitig soll es helfen, den zivilen 

Luftverkehr besser vor Anschlägen und 

Terrorakten zu schützen. Das ist vor allem 

wichtig, um künftig noch schneller auf 

mögliche Gefahrenlagen reagieren zu können. 

Dafür soll das Bundesministerium des Innern in 

bestimmten Sachverhalten ein Flugverbot für 

einzelne Luftfahrzeuge verhängen können. Mit 

Blick auf mögliche Gefährder im Inland sollen 

außerdem die Vorschriften für die Zuver-

lässigkeitsprüfung verschärft werden: Künftig 

benötigen auch solche Arbeitnehmer, für die 

bislang eine sogenannte beschäftigungs-

bezogene Überprüfung ausreichend war, eine 

behördliche Zuverlässigkeitsüber-prüfung. Dies 

gilt insbesondere für das Personal im 

Frachtbereich. Darüber hinaus soll erstmals die 

Zulassung und Überwachung der an der 

Beförderung von Luftfracht beteiligten 

Unternehmen in nationalem Recht geregelt 

werden. 

Öffentliches Ausschussfachgespräch zur Bildung 
in Deutschland 
 

 

Jede Sitzungswoche findet in der Regel ein 

öffentliches Fachgespräch des Bildungsaus-

schusses statt, in dem spezifische Themen 

näher erörtert werden. Anlass für die Sitzung 

zur Lage der Bildung in Deutschland diese 

Woche waren die Berichte „Bildung auf einen 

Blick 2016“ der OECD sowie der „Nationale 

Bildungsbericht – Bildung in Deutschland 

2016“, die kürzlich im Plenum debattiert 

wurden. Ausgangspunkt für konsequentes 

Bildungsmonitoring war der „PISA-Schock“ im 

Jahr 2001, der eine gewisse Dynamik ausgelöst 

hat. Im internationalen Vergleich ist 

Deutschland noch immer Mittelfeld, hat sich 

aber dennoch weiter entwickelt. Dennoch: 

Nach der neuesten TIMS-Studie kommt 

Deutschland insbesondere bei Mathe und den 

Naturwissenschaften kaum voran, daher setzt 

sich die SPD-Fraktion besonders dafür ein, die 

MINT-Fächer zu stärken. Unser nächstes Wahl-

programm wird insbesondere die Bildung in 

der Vordergrund rücken – denn auch wenn 

sich in der Bildung in Deutschland mittlerweile 

viel verbessert hat, entwickelt sie sich zu 

langsam. Vergessen wir nicht: Unsere Kinder 

werden uns ein starkes Bildungssystem 

danken! 

https://www.kmk.org/themen/qualitaetssicherung-in-schulen/bildungsmonitoring/internationale-schulleistungsvergleiche/timss.html
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SPD-Konferenz als Forum für Zukunftsdis-
kussion der Fachhochschulen 
 

 

Die Woche begann mit einer Konferenz der 

SPD-Fraktion zur Zukunft der Fachhochschulen 

(FH) und Hochschulen für Angewandte 

Wissenschaften (HAW). Unter anderem wurde 

deren Rolle im Wisenschaftssystem sowie 

Forschung und Lehre diskutiert. Angesichts 

Herausforderungen wie Digitalisierung, Arbeit 

4.0 und demographischer Wandel.  

 

Teil der Konferenz waren Diskussionsrunden zu 

relevanten Themen der FHs/HAWs. Hierbei 

war ich als Moderator für den Bereich 

„Forschung und Entwicklung“ an FHs/HAWs 

verantwortlich. Im Fokus standen – neben 

Forschungsförderung und Nachwuchsge-

winnung – vor allem internationale Ko-

operationen sowie Wissenstransfer in die 

Gesellschaft. Neben Anwendungsforschung 

oder auch Globalisierung ist es besonders 

wichtig, eine spürbar bessere Forschungs-

förderung und Konzepte zur Lehr-

nachwuchsrekrutierung zu entwickeln. Stetig 

wachsende Studierendenzahlen brauchen 

enge Kooperation von FHs/HAWs und Politik. 

FHs und HAWs stehen mit niedrigen 

Zugangshürden und hoher Qualität seit den 

1960ern für Aufstieg durch Bildung. 

SPD-Fraktion lädt zum Austausch mit Personal- 
und Betriebsräten in den Bundestag 
 

 

Martin Rabanus mit Alfred Bayer 

Unter dem Motto „Alterssicherung – sicher 

und gerecht gestalten“ hat die SPD-

Bundestagsfraktion am Mittwoch mit rund 300 

Betriebs- und Personalräten aus ganz 

Deutschland über die Zukunft der Rente 

diskutiert. Es freute mich besonders, dass mit 

Helmut Wegener und Alfred Bayer, auch zwei 

Betriebsräte aus Wiesbaden dabei waren. Die 

Rente ist die tragende Säule unseres 

Sozialstaats. Deshalb ist es wichtig, gemeinsam 

an ihrer Zukunft zu arbeiten und das Vertrauen 

in sie zu stärken. Diejenigen, die unser 

solidarisches Rentensystem mit ihren Beiträ-

gen über Jahre getragen haben, müssen sich 

im Alter darauf verlassen können. In diesem 

Sinne wurde am Nachmittag in Arbeitsgruppen 

weiter an zentralen Fragen der betrieblichen 

Altersversorgung, Grundsicherung und Alters-

armut, Flexiblen Übergängen in Rente und der 

Ost-West-Angleichung der Rente gearbeitet. 

Mit dem heutigen Tag sind wir gemeinsam 

einen wichtigen Schritt weiter gekommen. 

Denn die Betriebs- und Personalräte haben das 

Ohr direkt bei den Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern, weshalb uns der Austausch 

mit ihnen auch besonders wichtig ist. 
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Arbeitsgruppe Bildung der SPD-Fraktion im 
Gespräch mit dem Deutschen Studentenwerk 
 

 

Die SPD-Bildungspolitiker stehen in regel-

mäßigem Austausch mit Verbänden aus dem 

Bereich Bildung, um bestehende Problemlagen 

und Bedarfe zu identifizieren. So fand diese 

Woche ein Austausch mit dem Vorstand des 

Studentenwerkes statt, bei dem es im 

Wesentlichen – neben dem Thema Hochschul-

pakt und Beratung von Studierenden – um die 

„Baustellen“ Studentenwohnheimplätze (inkl. 

Sanierungsbedarfe) und Online-Verfahren für 

das BAföG ging. Durch die BAföG-Reform wird 

es immer mehr Studierenden ermöglicht, ein 

Studium aufzunehmen. Damit verbunden 

wächst der Bedarf an bezahlbaren Wohn-

heimplätzen. In dem Gespräch wurde daher 

diskutiert, welche Optionen wie finanzielle 

Zuschüsse und Novellierungen dazu führen 

könnten, diese Situation zu verbessern. Das 

Gleiche betrifft das Online-Antragsstell-

verfahren, welches zwar in allen Bundes-

ländern seit dem 1. August 2016 umgesetzt 

wird, aber dennoch erhebliche Unstimmig-

keiten mit sich bringt. Die Belange der Studie-

renden liegen uns am Herzen, ein Folgetreffen, 

um die noch fehlenden Statistiken auszu-

werten, ist für das Frühjahr 2017 anberaumt. 

 

Transnationale Bildung weiter vorantreiben: Im 
DAAD-Gespräch mit Hochschulpräsidenten 
 

 

Am 30. November fand eine Konferenz zum 

Thema „Transnationale Bildung (TNB) made in 

Germany – Bilanz und Perspektiven“ statt. 

Einige der Teilnehmer sprachen auf Einladung 

des Deutschen Akademischen Austausch-

dienstes (DAAD) mit SPD-Bildungspolitiker-

innen und -politikern. Transnationale Bildungs-

projekte sind besonders im Zusammenhang 

mit der Internationalisierungsstrategie, die ich 

im Parlament maßgeblich begleite, von hoher 

Bedeutung: Sie haben sich seit 2001 in einer 

großen Bandbreite zu einem wichtigen 

Profilelement für die deutschen Hochschulen 

entwickelt. Sie sind nun ein fester Bestandteil 

von Internationalisierungsstrategien deutscher 

Universitäten und Fachhochschulen. Mittler-

weile fördert der DAAD 241 dieser Koopera-

tionen. Der DAAD ist die weltweit größte 

Organisation für akademischen Austausch und 

Internationalisierung. Er hat diesen Prozess 

und die beteiligten Hochschulen von Anfang an 

begleitet. Im gemeinsamen Gesprächstermin 

mit dem DAAD stellten die Präsidenten der 

deutsch-jordanischen, der deutsch-ägypti-

schen und der deutsch-russischen Universität 

ihre Projekte vor. Ich finde diese Projekte 

wichtig und werden sie auch weiterhin als 

Bildungs- und Kulturpolitiker unterstützen.  
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Themenabend des Netzwerk Berlin zur Außen- 
und Sicherheitspolitik Deutschlands  
 

 

Als Sprecher des Netzwerks Berlin haben 

meine Kollegin Christina Jantz-Herrmann und 

ich am Donnerstagabend zum sitzungs-

wöchentlichen Themenabend geladen. 

Diesmal stand die Außen- und 

Sicherheitspolitik im Fokus. Wir waren sehr 

erfreut, dass wir für diesen Abend zwei 

ausgewiesene Fachleute gewinnen konnten: 

Dr. Almut Wieland-Karimi, Direktorin des 

Zentrums für Internationale Friedenseinsätze 

(ZIF) und Dr. Christian Mölling vom German 

Marshall Fund hielten Impulsreferate, um 

Denkanstöße für die anschließende, 

gemeinsame Diskussion zu liefern. Wir sind uns 

sicher, dass es einer „neuen Friedenspolitik“ 

bedarf, die den Bogen spannt von 

vorausschauender Prävention, wirksamer 

Konfliktbearbeitung und ziviler Nachsorge. 

Dazu gehört auch, mehr Verantwortung zu 

übernehmen. Da die Welt nicht an der 

deutschen Grenze endet, ist es auch für die 

Sozialdemokratie wichtig, uns für Frieden in 

anderen Regionen einzusetzen. Und  dafür 

müssen wir gezielt neue Instrumente finden, 

um Konfliktparteien an den Gesprächstisch zu 

bringen und Waffenstillstände zu vermitteln. 

Bildungsministerium blockiert bei wichtiger 
Reform der beruflichen Bildung  
 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion will das Berufs-

bildungsgesetz (BBiG) reformieren, die Ausbil-

dungsqualität verbessern und die duale Berufs-

bildung zukunftssicher machen. Bei allen 

erreichten Fortschritten in dem Bereich droht 

die monatelange Reformblockade der Bil-

dungsministerin der beruflichen Bildung in 

Deutschland großen Schaden zuzufügen. 

Im Jahr 2005 war die letzte Reform des BBiG 

und ist deshalb Schwerpunkt der bildungs-

politischen Agenda in dieser Legislaturperiode. 

Das BBiG muss an die Herausforderungen der 

Zukunft angepasst, Schwächen angepackt und 

korrigiert werden. Unser international ange-

sehenes duales Ausbildungssystem muss der 

Ausbildung der Zukunft gerecht werden. Trotz 

vorliegender Evaluationsergebnisse und 

Änderungsbedarf seitens der Ausbildenden 

und Azubis sieht das BMBF keinen 

Reformbedarf. Wir wollen dagegen im Kern die 

Ausbildungsqualität verbessern, das Ehrenamt 

im Prüfungswesen stärken und mehr Durch-

lässigkeit zwischen zwei- und dreijährigen Aus-

bildungen schaffen. Handwerk und Industrie 

wollen die Reform genau wie wir, jetzt muss 

nur noch das Ministerium mitziehen. 
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Steuerliche Anreize für kleine Unternehmen 
und Start Ups für mehr Wissenstransfer 
 

 

Die lange Arbeit in unseren Projektgruppen der 

SPD-Fraktion hat sich gelohnt! Insbesondere 

zur Gründung von Unternehmen erreichten 

uns im Dialogprozess der Projektgruppe #Neue 

Erfolge der SPD-Bundestagsfraktion, in der ich 

ebenso Mitglied war, viele hilfreiche 

Verbesserungshinweise. Unser Erfolg dieses 

Dialogprozesses: Start-Ups können von nun an 

von Erleichterung bei der Kapitalbeschaffung 

profitieren – das sind auch gute Nachrichten 

für unseren Wahlkreis! Ziel der SPD-

Bundestagsfraktion ist es mit der Neuregelung 

zur Körperschaftssteuer Start-Ups zu fördern. 

Für junge innovative Unternehmen, so 

genannte Start-Ups, die am Markt bleiben, 

wird die Kapitalbeschaffung durch einen 

„fortführungsgebundenen Verlustvortrag“ 

deutlich verbessert: Damit bleiben Verluste 

künftig bei einer Betriebsfortführung erhalten 

und können mit späteren Gewinnen 

verrechnet werden – unabhängig von einem 

Gesellschafterwechsel. Von der Erleichterung 

der Verlustverrechnung profitieren gezielt 

Start-Ups, die zur Wachstumsfinanzierung 

häufig auf die Zuführung von zusätzlichem 

Beteiligungskapital und damit auf einen 

Gesellschafterwechsel angewiesen sind.  

Leistungsansprüche von EU-Ausländern nach 
Gesetzesreform neu geregelt 
 

 

In dieser Woche stimmte der Bundestag 

ebenfalls über ein Gesetz ab, dass die 

Ansprüche von in Deutschland wohnhaften EU-

Ausländern auf Sozialleistungen neu regelt. Die 

Klarstellung der Leistungsansprüche und 

Leistungsausschlüsse für diese Gruppe von 

Bürgerinnen und Bürgern wurde nach 

Entscheidungen des EuGH, des Bundes-

sozialgerichts sowie einiger Landessozial-

gerichte notwendig. 

 

Konkret heißt das: Zukünftig sollen EU-

Ausländer, die in Deutschland weder arbeiten 

noch selbständig tätig sind und auch keine 

Leistungsansprüche durch vorherige Arbeit 

erworben haben, in den ersten fünf Jahren 

ihres Aufenthalts keine Ansprüche auf 

Leistungen des SGB II oder SGB XII geltend 

machen können. Eine Ausnahme stellen 

Überbrückungsleistungen bis zur Ausreise dar, 

die jedoch für längstens einen Monat in 

Anspruch genommen werden können. 

 

Es gilt der Grundsatz: Existenzsichernde 

Leistungen sind im jeweiligen Heimatland zu 

beantragen.  
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Gesetzesänderung ermöglicht Milchmarkt-
stabilisierung mit EU-Mitteln  
 

 

Bis 2014 ist die Nachfrage nach Milch-

produkten weltweit gewachsen. Doch ist auf 

der internationalen Ebene der Milchpreis unter 

Druck geraten. Zudem haben nach dem 

Wegfall der Milchquote viele Milcherzeuger in 

Europa die Milchproduktion erhöht, so dass 

die Auszahlungspreise weiter gefallen sind. Zur 

Unterstützung der Landwirte stellt die EU ihren 

Mitgliedstaaten Finanzmittel zur Verfügung, 

die diese zur Stützung des Milchbereichs 

verwenden können. Auf Deutschland entfallen 

knapp 58 Mio. Euro, die um den gleichen 

Betrag aus nationalen Haushaltsmitteln erhöht 

werden dürfen. Eine solche EU-Förderung liegt 

erstmalig vor, somit ist eine gesetzliche 

Änderung marktordnungsrechtlicher Vorschrif-

ten erforderlich. Ferner wird eine Änderung ins 

Einkommensteuergesetz eingefügt, mit der die 

Gewinne und Verluste in der Land- und 

Forstwirtschaft für 3 Jahre miteinander ver-

rechnet werden können. Dadurch wird die 

Steuerschuld der Betriebe reduziert. Diese 

Regelung wird auf Druck der SPD bis 2022 

befristet, um keinen weiteren Dauersteuer-

tatbestand für die Landwirtschaft einzuführen. 

Besuche aus dem Wahlkreis in Berlin erreichen 
in 2016 erstmals die 1.000er-Marke  
 

 

Ich habe mich sehr gefreut, dass ich in 2016 

fast 1.000 politisch interessierte Menschen aus 

meinem Wahlkreis Rheingau-Taunus/Limburg 

und aus Wiesbaden im Deutschen Bundestag 

persönlich treffen konnte. Zahlreiche Schulen, 

Vereine, Genossinnen und Genossen sowie 

Einzelbesucher aus dem In- und Ausland waren 

meine Gäste. Zum Besuch gehört zumeist ein 

Vortrag über Geschichte und Architektur im 

Plenarsaal sowie ein Gespräch mit mir, soweit 

Termine dies zulassen. Der Kuppelbesuch 

gehört selbstverständlich immer dazu. In 

sitzungsfreien Wochen stehen meine 

Referenten für ein Gespräch zur Verfügung. 

Für das Jahr 2017 gibt es schon jetzt viele neue 

Anfragen, teilweise bereits Termine. Ich lade 

alle interessierten Bürgerinnen und Bürger 

meines Wahlkreises und auch meines 

Betreuungswahlkreises Wiesbaden zu einem 

Berlinbesuch ein, um einen Einblick in meine 

Arbeit als Bundestagsabgeordneter zu 

erhalten. Zudem bietet sich Gelegenheit, die 

Bundeshauptstadt kennen zu lernen. Es lohnt 

sich! Ausführliche Informationen zum 

Berlinbesuch finden Sie auf meiner 

Internetseite unter „Service”. Ich freue mich 

auf Ihren Besuch! 

http://www.martin-rabanus.de/


14 

  

Pressemitteilungen 
 

14.11.2016 Netzwerk Berlin: Mit 100 Prozent 

Sozialdemokratie ins Wahljahr 2017 

 

30.11.2016 Martin Rabanus: „Alterssicherung 

sicher und gerecht gestalten“ 

 

01.12.2016 Martin Rabanus: Bundesbildungs-

ministerium verhindert dringend notwendige 

Reform der dualen Ausbildung 

 

01.12.2016 Bundesteilhabegesetz nun gut für 

alle 

 

Termine 
 

3.12.2016 

13.00 Uhr – Eröffnung Weihnachtsmarkt, 
St. Ferrutius, Taunusstein-Bleidenstadt 
 

4.12.2016 

15.00 Uhr – Erntedankfeier der Rheingauer 
Winzer, Kloster Eberbach, Eltville 
 

5.12.2016 

18.30 Uhr – Sitzung der AfB Hessen-Süd, Frank-
furt 
 

6.12.2016 

13.00 Uhr – Kreistagssitzung, Bürgerhaus 
Taunusstein 
 

7.12.2016 

15.00 Uhr – Treffen mit der BI Lebenswerter 
Goldener Grund, Idstein-Walsdorf 
 

7.12.2016 

17.00 Uhr – Sitzung der AG60+, Wiesbaden 

 

12.-16.12.2016 

Sitzungswoche des Deutschen Bundestages in 
Berlin 
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